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Implementation Day: 
Iran-Embargo gelockert – 
nicht aufgehoben!

Hintergrund

Am 14. Juli 2015 („Finalisation Day“) haben sich Deutschland, 
Frankreich, das Vereinigte Königreich, China, die Russische 
Föderation und die Vereinigten Staaten („E3+3-Staaten“) mit 
Unterstützung der Hohen Vertreterin der Europäischen Union 
für Außen- und Sicherheitspolitik mit Iran über eine langfris-
tige und umfassende Lösung für die iranische Nuklearfra-
ge verständigt und hierzu einen gemeinsamen umfassenden 
Aktionsplan („Joint Comprehensive Plan of Action“, JCPOA) 
verabschiedet, den der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen mit der Resolution 2231 (2015) vom 20. Juli 2015 bestä-
tigt hat. Darin hat sich Iran zur Vornahme verschiedener Maß-
nahmen betreffend den Rückbau seines Nuklearprogramms 
verpflichtet; im Gegenzug sollen die gegen Iran auf VN-, EU- 
und US-Ebene verhängten Sanktionen schrittweise aufgeho-
ben werden.

16. Januar 2016: Implementation Day

Am 18. Oktober 2015 („Adoption Day“) wurde der JCPOA 
rechtswirksam, das heißt Iran hatte mit dem Rückbau seines 
Nuklearprogramms zu beginnen und im Gegenzug mussten 
die ersten Rechtsakte betreffend die Aufhebung der Sanktio-
nen veröffentlicht werden. Letzteres hat die EU mit der Verord-
nung (EU) Nr. 2015/1861 und der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 2015/1862, beide vom 18. Oktober 2015, getan.

Mit Beschluss (GASP) 2016/37 vom 16. Januar 2016, früher 
als erwartet, hat der Rat der EU unter Bezugnahme auf den 
von dem Generaldirektor der IAEO gemäß Ziffer 5. der VN-
Resolution 2231 (2015) vorgelegten Bericht nunmehr festge-
stellt, dass Iran die ersten beschlossenen Maßnahmen ge-
mäß Anhang V Nummern 15.1 bis 15.11 des JCPOA vereinba-
rungsgemäß umgesetzt hat. Infolge dessen haben die Verord-
nung 2015/1861 und die Durchführungsverordnung 2015/1862 
am 16. Januar 2016, dem sogenannten „Implementation Day“, 
Geltung erlangt.

Die Verordnung 2015/1861 sieht dabei eine grundlegende Än-
derung der das Iran-Embargo regelnden Verordnung (EU) 
Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 2012 vor und mit der 
Durchführungsverordnung 2015/1862 wird zugleich eine Viel-

Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

mit dem Selbstlob ist es ja bekanntlich so eine Sache. Doch 
zum Glück übernehmen dies gelegentlich Andere für uns. So 
hat das Branchenmagazin JUVE uns für das Jahr 2015/16 
schon zum zweiten Mal innerhalb kurzer Zeit den Award 
„Kanzlei des Jahres – Vertrieb/Handel/Logistik“ verliehen. Da-
rauf sind wir stolz, zeigt es doch, dass unsere Fokussierung 
auf das operative Geschäft unserer Mandanten in den Be-
reichen Vertrieb, Einkauf, Haftung mitsamt der dazugehö-
rigen „Commercial Litigation“ Anerkennung findet. Wir füh-
len uns darin bestärkt, den Weg der Spezialisierung auf die-
se Bereiche weiterzugehen. Und damit fällt auch in Zukunft 
stets genug Material für diesen Newsletter an, indem wir die 
für Ihr Geschäft wichtigen Urteile, neuen Gesetzesvorhaben 
und anderen Rechtsthemen sichten, die für Sie von Interesse 
sein könnten.

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen eine spannende Lektüre!

Mit besten Grüßen

Volker Steimle

Partner

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Köln

Telefon +49 221 9937 24820

volker.steimle@luther-lawfirm.com
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zahl von Personen und Organisationen (aber nicht alle!) von 
den Sanktionslisten gemäß Anhang VIII und IX zu der Verord-
nung 267/2012 gestrichen.

Fortbestehende Sanktionen

Zu beachten ist, dass das Iran-Embargo entgegen anders 
lautender Presseberichterstattungen allerdings keineswegs 
aufgehoben, sondern lediglich gelockert wurde, wenn auch 
sehr umfassend.

So wurden etwa die „Finanzierungsbeschränkungen für be-
stimmte Unternehmen“ (Kapitel III der Verordnung 267/2012) 
und die „Beschränkungen für Geldtransfers und Finanz dienst-
leistungen“ (Kapitel V der Verordnung 267/2012) gänzlich ge-
strichen und auch das Verbot der Einfuhr und Beförderung von 
Erdöl, Erdölerzeugnissen, petrochemischen Erzeugnissen und 
Erdgas (Anhänge IV, IVA, V) sowie die Verbote in Bezug auf 
Schlüsselausrüstung für die iranische Erdöl- und Erdgasindus-
trie und die petrochemische Industrie (Anhänge VI, VIA) oder 
Marineschlüsselausrüstung (Anhang VIB) sind weggefallen.

Die Regelung in Artikel 23 der Verordnung 267/2012 in 
Verbindung mit den Anhängen VIII und IX über das Einfrieren 
von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen, welche in Ar-
tikel 23 Absatz 3 auch das sogenannte Bereitstellungsverbot 
beinhaltet, bleibt jedoch nahezu unverändert aufrechterhalten. 
Tatsächlich wurde mit Artikel 23a sogar noch eine gleichgela-
gerte Regelung aufgenommen, über welche Personen, Orga-
nisationen und Einrichtungen, die künftig gegen die in dem JC-
POA getroffenen Vereinbarungen verstoßen sollten, entspre-
chend sanktioniert werden können; die insoweit maßgeblichen 
Anhänge XIII und XIV der Verordnung 267/2012 sind derzeit 
allerdings noch unbesetzt. Eine Sanktionslistenprüfung hat al-
so mit anderen Worten auch weiterhin stattzufinden, um zu 
verhindern, dass den in Anhang VIII, IX, XIII und IV aufgeführ-
ten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen (Ausnahmen bzw. Genehmigungsmöglichkeiten 
finden sich nach wie vor in den Artikeln 24 bis 29) weder un-
mittelbar noch mittelbar Gelder oder wirtschaftliche Ressour-
cen zur Verfügung gestellt werden oder zugutekommen.

Betroffen hiervon ist etwa die Bank Saderat, welche nach wie 
vor (Stand 29. Februar 2016) in Anhang IX aufgeführt ist, wo-
hingegen etwa die Bank Melli oder die Europäisch-Iranische 
Handelsbank mit der Durchführungsverordnung 2015/1862 
und die Bank Sepha mit der jüngsten Durchführungsverord-
nung (EU) Nr. 2016/74 vom 22. Januar 2016 von der Liste ge-
strichen wurden.

Weitere Verbote finden sich in der Verordnung 267/2012 nur 
noch wie folgt:

�	Artikel 4a, 4b, 4c: Verkauf, Lieferung, Weitergabe oder 
Ausfuhr von Gütern, Technologien und Artikeln, die zur Ent-
wicklung von Trägersystemen für Kernwaffen dienen kön-
nen, insbesondere die in Anhang III aufgeführten Güter aus 
der Liste des Trägertechnologie-Kontrollregimes (Missile 
Technology Control Regime, MTCR); ferner Erbringung von 
technischer Hilfe oder Vermittlungsdiensten, Bereitstellung 
von Finanzmitteln oder Finanzhilfen sowie sonstige Verein-
barungen im Zusammenhang mit diesen Gütern; und auch 
Erwerb, Einfuhr und Beförderung dieser Güter.

�	Artikel 5: Erbringung von technischer Hilfe, Vermittlungs-
diensten oder sonstigen Diensten, Bereitstellung von Fi-
nanzmitteln oder Finanzhilfen sowie sonstige Vereinba-
rungen im Zusammenhang mit den in der Gemeinsamen 
Militär güterliste aufgeführten Gütern und Technologien.

�	Artikel 37: Unter bestimmten Voraussetzungen die Erbring-
ung von Bunker-, Versorgungs- oder Wartungsdiensten für 
iranische Schiffe sowie die Erbringung von technischen und 
Wartungsdiensten für iranische Frachtflugzeuge.

�	Artikel 41: Umfassendes Umgehungsverbot in Bezug auf 
die in der Verordnung festgelegten Maßnahmen.

Darüber hinaus sieht die Verordnung 267/2012 Genehmi-
gungsvorbehalte jetzt nur noch in folgenden Fällen vor:

�	Artikel 2a ff: Verkauf, Lieferung, Weitergabe oder Ausfuhr 
der in Anhang I aufgeführten Güter aus der Liste der Grup-
pe der Kernmaterial-Lieferländer (Nuclear Suppliers Group, 
NSG); ferner Bereitstellung von technischer Hilfe, Vermitt-
lungsdiensten, Finanzmitteln oder Finanzhilfen im Zusam-
menhang mit diesen Gütern und Vereinbarungen im Zusam-
menhang mit dem Abbau von Uran oder der Herstellung 
bzw. Verwendung von Kernmaterial.

�	Artikel 3a ff: Verkauf, Lieferung, Weitergabe oder Ausfuhr 
der in Anhang II aufgeführten Güter (dies sind Güter, die zu 
Tätigkeiten im Zusammenhang mit Wiederaufbereitung, An-
reicherung, Schwerwasser oder anderen Maßnahmen, die 
nicht mit dem JCPOA vereinbar sind, beitragen könnten); 
ferner Bereitstellung von technischer Hilfe, Vermittlungs-
diensten, Finanzmitteln oder Finanzhilfen sowie Verein-
barungen im Zusammenhang mit diesen Gütern und auch 
Erwerb, Einfuhr oder Beförderung dieser Güter.

�	Artikel 10d: Verkauf, Lieferung, Weitergabe oder Ausfuhr 
der in Anhang VIIA aufgeführten Software (dies ist Soft-
ware für die Unternehmensressourcenplanung, konzipiert 
speziell für die Verwendung in der Nuklear- und der militä-
rischen Industrie); ferner Bereitstellung von technischer Hil-
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Mögliche Einstandspflicht 
des Herstellers nach 
Produkthaftungsgesetz 
bereits bei Verdacht eines 
Produktfehlers

(EuGH, Urteil vom 5. März 2015 – C-503/13)

Vorbemerkung

Die Aufgabe des Gerichtshofes der Europäischen Union 
(EuGH) in der hier besprochenen Entscheidung war die Beant-
wortung der Frage, ob ein Medizinprodukt schon dann als feh-
lerhaft i.S.d. Produkthaftungsrechts anzusehen ist, wenn „le-
diglich“ in derselben Produktserie ein Fehler aufgetreten ist. 
Bei dem in Frage stehenden konkreten Medizinprodukt wurde 
ein Fehler allerdings gerade nicht nachgewiesen.

Der Fall

Ein amerikanisches Unternehmen, welches Herzschrittmacher 
und implantierbare Cardioverte Defibrillatoren herstellt, diese 
nach Deutschland einführt und dort vertreibt, stellte im Rah-
men der durchgeführten Qualitätskontrolle fest, dass es bei 
bestimmten Typen der fraglichen Produkte möglicherweise zu 
Fehlfunktionen kommen könne. Daraufhin empfahl es den be-
handelnden Ärzten den Austausch bzw. die Modifikation von 
bereits in Patienten implantierten Geräten dieses Typs. Hierbei 
handelte es sich um eine rein präventive Maßnahme, da es bei 
den bereits implantierten Geräten noch zu keiner bekannten 
Fehlfunktion gekommen war. In der Folge wurden bei zwei Pa-
tienten die Herzschrittmacher durch neue, vom Hersteller kos-
tenlos zur Verfügung gestellte Schrittmacher ersetzt und bei 
einem weiteren Patienten ein Cardioverter Defibrillator eben-
falls vorzeitig ausgetauscht.

Die Krankenkassen, bei denen die Patienten versichert waren, 
begehrten daraufhin vom herstellenden Unternehmen Ersatz 
der Behandlungskosten im Zusammenhang mit der Implantati-
on der ersten Herzschrittmacher bzw. der Operation zum Aus-
tausch des Defibrillators.

Nachdem die Vor instanzen (Landgericht Stendal und 
Oberlandesgericht Düsseldorf) den Anspruch dem Grunde 
nach anerkannten, legte der Hersteller Revision beim BGH 

fe, Vermittlungsdiensten, Finanzmitteln oder Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit dieser Software.

�	Artikel 15a: Verkauf, Lieferung, Weitergabe oder Ausfuhr 
von Grafit, Rohmetallen oder Metallhalberzeugnissen, wie 
in Anhang VIIB aufgeführt; ferner Bereitstellung von tech-
nischer Hilfe, Vermittlungsdiensten, Finanzmitteln oder Fi-
nanzhilfen im Zusammenhang mit diesen Gütern.

Sonstige Ausfuhrbeschränkungen

Neben der geänderten Verordnung 267/2012 bleiben selbst-
verständlich die allgemeinen exportkontrollrechtlichen Vor-
schriften anwendbar und müssen eingehalten werden, so ins-
besondere die EG Dual-Use Verordnung (Verordnung (EG) 
Nr. 428/2009), das Außenwirtschaftsgesetz und die Außen-
wirtschaftsverordnung sowie die Iran-Menschenrechtsverord-
nung (Verordnung (EG) Nr. 359/2011). Zu beachten ist, dass 
Iran unverändert ein Waffenembargoland ist mit den sich et-
wa aus Artikel 4 der EG Dual-Use Verordnung oder §§ 50, 51 
der Außenwirtschaftsverordnung ergebenden Rechtsfolgen 
(„catch-all“ Klauseln für Ausfuhr und technische Unterstützung 
in Waffenembargoländern).

Ausblick

Acht Jahre nach dem Adoption Day, also im Jahre 2023, oder 
gegebenenfalls auch früher, sofern ein entsprechender Be-
richt der IAEO bestätigt, dass Iran sein Nuklearmaterial aus-
schließlich zu friedlichen Zwecken einsetzt, werden die restli-
chen proliferationsbezogenen Sanktionen aufgehoben ( „Tran-
sition Day“).

Zehn Jahre nach dem Adoption Day, das heißt im Jahre 2025, 
sollen schließlich alle verbliebenen Sanktionen gegen Iran 
aufgehoben werden („Termination Day“).

Zu bedenken ist allerdings, dass die bereits zum Implemen-
tation Day oder zu einem späteren Zeitpunkt aufgehobenen 
Sanktionen auch zeitnah wieder in Kraft gesetzt werden kön-
nen, falls Iran seinen Verpflichtungen aus dem JCPOA nicht 
nachkommt. Diesem Umstand sollte in allen Verträgen mit 
Iran-Bezug Rechnung getragen werden.

Ole-Jochen Melchior

Partner

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Essen

Telefon +49 201 9220 24028

ole.melchior@luther-lawfirm.com
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ein, welcher sich mit der eingangs beschriebenen Frage zur 
Vorabentscheidung an den EuGH wandte.

Die Entscheidung

Das vorstehende Urteil des EuGH enthält im Hinblick auf die 
Auslegung der durch das Produkthaftungsgesetz formulierten 
Anforderungen zur Bejahung eines Anspruchs aufgrund eines 
fehlerhaften Produkts wesentliche Aussagen. Diese lassen 
sich aufgrund ihrer grundsätzlichen Bedeutung mit guten Ar-
gumenten auch nicht nur auf den dem vorliegenden Verfahren 
zu Grunde liegenden Bereich der Medizinprodukte begrenzen, 
sondern können allgemeine Geltung beanspruchen.

Die für die Annahme eines Anspruchs im Falle eines 
fehlerhaften Produkts zu erfüllenden Tatbestandsvorausset-
zungen ergeben sich, sofern keine spezialgesetzlichen Re-
gelungen bestehen, aus dem Produkthaftungsgesetz. Im vor-
liegenden Fall ergaben sich – insbesondere aus dem Medi-
zinproduktegesetz – insoweit keine spezialgesetzlichen An-
spruchsgrundlagen. Eine Harmonisierung der einzelstaatli-
chen Regelungen erfolgte durch die Richtlinie 85/374/EWG 
(Richtlinie des Rates vom 25. Juli 1985 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Haftung für fehlerhafte Produkte (85/374/EWG), Amtsblatt 
Nr. L 210 vom 7. August 1985, S. 29 ff).

Voraussetzung für einen Anspruch unter Heranziehung des 
deutschen Produkthaftungsgesetzes ist zunächst, dass durch 
den Fehler eines Produktes jemand getötet, sein Körper oder 
seine Gesundheit verletzt oder eine Sache beschädigt wird, 
vgl. § 1 ProdHaftG. Zentrales Erfordernis ist ausweislich des 
Wortlauts danach das Vorliegen eines fehlerhaften Produktes, 
wobei sich die entsprechenden Legaldefinitionen in § 2 (für 
den Begriff des Produkts) bzw. § 3 ProdHaftG (im Hinblick auf 
den Begriff des Fehlers) finden. Eine Fehlerhaftigkeit ist nach 
den Vorgaben des Gesetzes dabei dann anzunehmen, sofern 
ein Produkt „nicht die Sicherheit bietet, die unter Berücksich-
tigung aller Umstände, insbesondere seiner Darbietung, des 
Gebrauchs, mit dem billigerweise gerechnet werden kann, des 
Zeitpunkts, indem es in den Verkehr gebracht wurde, berech-
tigterweise erwartet werden kann“. Die Definition entspricht 
dabei der Fassung des Art. 6 der Richtlinie 85/374/EWG.

Ausgehend von dieser Legaldefinition hat der EuGH nun da-
hingehend Position bezogen, dass bereits ein solches Pro-
dukt, welches zu einer Gruppe oder Produktserie von Produk-
ten wie Herzschrittmachern gehört, bei denen ein potentiel-
ler Fehler festgestellt wurde, als fehlerhaft eingestuft werden 

kann, ohne dass der Fehler bei dem konkreten Produkt selbst 
festgestellt zu werden braucht.

Diese Auslegung, nach welcher es somit gerade nicht auf das 
Vorliegen eines Fehlers bei dem den Anspruch auslösenden 
Produkt selbst ankommen soll, greift auch die Rechtsauffas-
sung des Generalanwalts Yves Bot, welche dieser in seinem 
Schlussantrag vertritt, auf. Nach Ansicht des Generalanwalts 
streiten für eine solche Auslegung des Fehlerbegriffs zunächst 
der Wortlaut der fraglichen Norm selbst. Dies deshalb, da auf-
grund der Fassung der gesetzlichen Regelung das Vorliegen 
eines Produktfehlers sich ausschließlich „im Hinblick auf die 
Sicherheit beurteilen muss“. Vor dem Hintergrund dieses Ver-
ständnisses sei die nun erfolgte Auslegung nach Ansicht des 
Generalanwalts bereits „weitgehend vorgegeben“. Diese Posi-
tion lässt dabei auch darauf schließen, dass der Generalan-
walt auch in zukünftigen, ähnlich gelagerten Verfahren, wel-
che nicht den Bereich der Medizintechnik betreffen, für eine 
vergleichbare Auslegung eintreten wird. Ergänzend begründe 
sich dieses Ergebnis durch das Erfordernis zur Wahrung des 
Verbraucherschutzes, auf welches insbesondere auch die Er-
wägungsgründe 1, 4, 5 sowie 8 bis 10 zur Richtlinie 85/374/
EWG als Ziel abstellten.

Zentrale Kriterien für die Beantwortung der Frage nach dem 
Vorliegen eines Produktfehlers in Fällen, in welchen „ledig-
lich“ Produkte aus derselben Produktserie fehlerbehaftet sind, 
sind nach dem Urteil die „Berücksichtigung des Verwendungs-
zwecks und der wichtigen Merkmale und Eigenschaften des 
in Rede stehenden Produkts“ unter Einbeziehung der benut-
zergruppenspezifischen Besonderheiten. Bei einer abstrakten 
Betrachtung lässt sich daher zunächst folgern, dass es erfor-
derlich für die Bejahung eines Produktfehlers in vergleichba-
ren Fällen ist, dass es sich bei dem fraglichen Produkten um 
solche handelt, welche ähnlich medizinischen Geräten, in be-
sonders sensiblen bzw. sicherheitsrelevanten Bereichen ein-
gesetzt werden. Verallgemeinernd gilt dies somit zunächst für 
den Bereich der Medizintechnik. Da im Rahmen der erforder-
lichen Bewertungen auch die „Eigenschaften des in Rede ste-
henden Produkts“ durch das Gericht als zu berücksichtigen-
de Kriterien genannt worden sind, lässt sich die Entschei-
dung dahingehend verstehen, dass es sich um solche medi-
zinischen Produkte handeln muss, welche zumindest im wei-
teren Sinne der Lebenserhaltung dienen, bzw. im Schadens-
fall Lebensgefahr besteht, wobei sich hier sicherlich die Ab-
grenzung im Einzelfall als schwierig erweisen dürfte. Ein wei-
teres Feld, auf welches die nun erfolgte Auslegung des EuGH 
anzuwenden sein dürfte, betrifft insbesondere den Bereich der 
Produkte aus dem Feld der Sicherungsmechanismen (wie bei-
spielsweise Bremssysteme in einem KFZ). Gegenstand einer 
solchen Abwägung ist dabei auch die Schwere bzw. Größe ei-
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nes möglichen Schadens, wie das Gericht unter Verweis auf 
den Schlussantrag des Generalanwalts ausführt.

Die sich insbesondere auf den Verbraucherschutz fokussie-
rende Entscheidung des EuGH hat somit Kriterien geschaf-
fen, aufgrund derer in weiten Teilen solcher Anwendungsfel-
der, in welchen Verbraucher in sensiblen Bereichen mit Pro-
dukten in Berührung kommen, bereits Fehler aus derselben 
Serie, jedoch gerade nicht an dem konkreten Produkt, die 
Annahme eines Produktfehlers und damit auch eine entspre-
chende Haftung des Herstellers begründen können. Ein Nach-
weis im konkreten Einzelfall erübrigt sich gerade. Der durch 
den Hersteller zu ersetzende Schaden umfasst dabei unter 
Heranziehung von § 8 ProdHaftG auch die im Rahmen des 
Austauschs des mit dem möglichen Schaden belegten Pro-
dukts entstehenden Kosten – im vorliegenden Fall die Kosten 
für den Austausch des Implantats einschließlich der erforderli-
chen Operationen.

Unser Kommentar

Mit den nun durch den EuGH formulierten Inhalten für eine 
vorzunehmende Abwägung ist insofern aus Sicht des Rechts-
anwenders eine gewisse Unsicherheit entstanden. Einer Klä-
rung im jeweiligen Einzelfall wird die Frage bedürfen, welche 
Kriterien bei der Ermittlung „einer Gruppe oder Produktse-
rie von Produkten“ zukünftig zu stellen sein werden. Ihre Ent-
scheidung wird im Ergebnis ganz wesentliche Auswirkungen 
auf die Frage nach der Annahme oder Verneinung eines Pro-
duktfehlers unter Heranziehung der neuerlichen Rechtspre-
chung haben. Dabei ergibt sich aus dem Urteilsspruch jedoch 
keine dahingehende Auslegung, nach welcher der Geschädig-
te von der grundsätzlichen Pflicht zum Nachweis des Fehlers 
befreit würde, vgl. § 1 Abs. 4 ProdHaftG.

Als Ergebnis der Entscheidung lässt sich daher zusammen-
fassen, dass der Anwendungsbereich des Produkthaftungs-
gesetzes durch die nun ergangene Rechtsprechung eine in-
soweit wesentliche Erweiterung erfahren hat, als dass bereits 
der Verdacht eines Produktfehlers als ausreichend anzuse-
hen ist, sofern die Serie des fraglichen Produkts betroffen ist. 
Dabei spricht auch der Umstand, dass der EuGH auf eine ge-
rechte Verteilung der im Rahmen der modernen technischen 
Produktion bestehenden Risiken zwischen Hersteller und Ge-
schädigtem abzielt, dafür, dass die vorliegend erörterte Ausle-
gung über den Bereich der Medizintechnik hinaus bei der Er-
mittlung einer etwaigen Haftung zukünftig auch in anderen Be-
reichen zur Anwendung kommt.

Jens-Uwe Heuer-James

Partner

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Hannover

Telefon +49 511 5458 20226

jens.heuer-james@luther-lawfirm.com

Dr. Kuuya Josef Chibanguza, LL.B.

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Hannover

Telefon +49 511 5458 16837

kuuya.chibanguza@luther-lawfirm.com
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Die EU führt die Online-
Streitbeilegung für 
Verbraucherstreitigkeiten 
ein – Was kommt auf die 
Unternehmen zu?

Der Online-Handel hat im Bereich Waren- und Dienstleistun-
gen einen Strukturwandel ausgelöst. Immer mehr Verbraucher 
beziehen Waren von ausländischen Unternehmen, lassen 
sich Waren nach Deutschland liefern oder nehmen Online-
Dienstleistungen in Anspruch. Dadurch wird die Abwicklung 
von Kauf- und Dienstleistungsverträgen unübersichtlicher und 
Konflikte lassen sich nicht mehr einfach durch ein Gespräch 
mit dem Händler vor Ort lösen.

Sobald die Ware oder Dienstleistung gar nicht oder nicht 
wie gewünscht geliefert oder erbracht wird, kann es für den 
Verbraucher schwierig und teuer werden, wenn er sein Recht 
durchsetzen will. Für Kleinstbeträge lohnt es sich häufig nicht, 
einen Anwalt zu beauftragen oder gar vor Gericht Klage gegen 
den Verkäufer oder Lieferanten zu erheben.

Die EU hat daher bereits im Jahr 2013 ein Gesetzespa-
ket erlassen, das die Einführung eines kostengünstigen 
europaweiten Online-Streitbeilegungsverfahrens vorsieht. Das 
Paket besteht aus einer Richtlinie (2013/11/EU) und einer Ver-
ordnung (Nr. 524/2012). Nach der Richtlinie sind die Mitglied-
staaten unter anderem dazu verpflichtet, dafür zu sorgen, 
dass Verbrauchern bei Streitigkeiten mit Unternehmen au-
ßergerichtliche Streitbeilegungsstellen zur Verfügung stehen 
und dass sie über diese Möglichkeit von Online-Händlern in-
formiert werden. Die Richtlinie legt damit ein in allen EU-Län-
dern zu erreichendes Ziel fest, zu deren Verwirklichung die 
Länder dann eigene Rechtsvorschriften erlassen. Die Verord-
nung über die Online-Streitbeilegung dient hingegen der Ein-
führung einer europaweiten, von der EU-Kommission betriebe-
nen Plattform, mittels derer Beschwerdeverfahren eingeleitet 
werden. Verbraucher brauchen dort lediglich eine Beschwerde 
mithilfe eines Online-Formulars zu registrieren. Die Plattform 
leitet die Beschwerde dann automatisch an die zuständige On-
line-Streitbeilegungsstelle weiter, welche dann wiederum den 
Verbraucher über den Eingang der Beschwerde informiert. Die 
Verordnung enthält konkrete Handlungsanforderungen an die 
Mitgliedsstaaten (wie zum Beispiel die Benennung einer Streit-
beilegungsstelle) und gilt unmittelbar, also ohne die Umset-

zung durch Gesetz. Die Verordnung ist am 9. Januar 2016 in 
Kraft getreten.

Da es in zahlreichen Ländern bisher noch an der Umsetzung 
der Richtlinie durch Gesetz und Durchführung der Verordnung 
mangelt, wird die Plattform voraussichtlich erst ab dem 15. Fe-
bruar 2016 zugänglich sein. In Deutschland wird das Ver-
braucherstreitbeilegungsgesetz („VSBG“) der Umsetzung von 
Richtlinie und Durchführung der Verordnung dienen. Dessen 
Verabschiedung wird voraussichtlich in den nächsten Mona-
ten erfolgen.

Das Online-Streitbeilegungsverfahren nach dem 
geplanten Verbraucherstreitbeilegungsgesetz

Das Verfahren wird durch einen Antrag des Verbrauchers 
an die Online-Streitbeilegungsstelle eingeleitet. Grundsätz-
lich soll der Unternehmer nicht gezwungen sein, eine Online-
Streitbeilegung durchzuführen. Ihm stünde es insofern frei, 
das Online-Streitbeilegungsverfahren anzunehmen oder abzu-
lehnen. Etwas anderes kann sich aber aus der Satzung des 
Unternehmens ergeben oder wenn sich der Unternehmer ge-
genüber dem Verbraucher vertraglich (etwa durch AGB) zur 
Durchführung verpflichtet hat. Zusätzlich behält sich der deut-
sche Gesetzgeber vor, Unternehmen spezifischer Branchen 
zur Beteiligung an einem Online-Streitbeilegungsverfahren zu 
verpflichten. Dies kann für die betroffenen Unternehmen mit 
erheblichen Kosten verbunden sein.

Stimmt der Unternehmer dem Schlichtungsverfahren zu, 
können beide Parteien ihre Tatsachen und Bewertungen in 
Textform einreichen. Damit ist entsprechend der Vorgabe der 
Richtlinie auch die Einreichung online (per E-Mail) möglich.

In jedem Streitbeilegungsverfahren wird ein unabhängiger 
Streitschlichter als Vermittler zwischen den Parteien tätig. Er 
wird zentral von der Schlichtungsstelle zugeteilt. Der Streit-
schlichter kann zudem beschließen, die Streitigkeit in einem 
mündlichen Verfahren zu erörtern.

Nachdem alle Beweise bei der Online-Streitbeilegungsstel-
le eingereicht wurden, hat der Streitschlichter binnen 90 Ta-
gen einen Schlichtungsvorschlag auszuarbeiten und die-
sen schriftlich an die Streitparteien zu übermitteln. Die Par-
teien haben sodann die Möglichkeit, den Schlichtungsvor-
schlag innerhalb angemessener Frist verbindlich anzunehmen 
oder abzulehnen.

Nach dem Gesetzesentwurf ist es in Umsetzung der Richtlinie 
für beide Parteien möglich, das Verfahren jederzeit zu been-



9

den, es sei denn, der Unternehmer ist aus den oben genann-
ten Gründen zur Mitwirkung verpflichtet.

Während des gesamten Online-Streitbeilegungsverfahrens 
können sich die Parteien durch einen Anwalt oder einen sons-
tigen Dritten vertreten lassen. Ein Anwaltszwang besteht nicht.

Unabhängig davon, ob sie den Schlichtungsvorschlag anneh-
men oder nicht, steht den Parteien weiterhin der ordentliche 
Rechtsweg offen. Die Verjährung etwaiger Ansprüche wird be-
reits durch das Einreichen des Antrags bei der Online-Streit-
beilegungsstelle gehemmt.

Pflichten für Unternehmen

Für Unternehmer sieht das VSBG Informationspflichten sowohl 
im Vorfeld als auch nach Beginn einer Verbraucherstreitigkeit 
vor. Die AGB eines Unternehmers müssen künftig folgende 
Angaben enthalten (ist eine Website vorhanden, gilt dies auch 
für die Website):

�	Auskunft darüber, inwieweit ein Unternehmen bereit oder 
verpflichtet ist, an einem Verbraucherstreitbeilegungsver-
fahren teilzunehmen;

�	Benennung der zuständigen Online-Streitbeilegungsstelle.

Eine entsprechende AGB-Klausel könnte hiernach etwa fol-
genden Inhalt haben:

Außergerichtliche Streitschlichtung: Online-
Streitbeilegung

Zum Zwecke der Beilegung von Streitigkeiten mit der X GmbH 
hat ein Verbraucher die Möglichkeit, eine Online-Streitbeile-
gungsstelle anzurufen. Die X GmbH verpflichtet sich, an ei-
nem Online-Streitbeilegungsverfahren teilzunehmen, sofern 
nicht ein gesetzlicher Ausschlussgrund nach dem VSBG vor-
liegt. Die X GmbH behält sich vor, ein Streitbeilegungsverfah-
ren ohne Angabe von sachlichen Gründen abzulehnen. Die 
Beschwerde ist schriftlich an die zuständige Online-Streitbei-
legungsstelle der Freien und Hansestadt Hamburg [Web- oder 
E-Mailadresse der Schlichtungsstelle] zu richten.

Nach Beginn einer Streitigkeit hat das Unternehmen den 
Verbraucher nochmals detailliert über die Möglichkeit ei-
ner Online-Streitbeilegung zu informieren. Dem Verbraucher 
ist insbesondere die Website der zuständigen Streitbeile-
gungsstelle mitzuteilen. Unternehmen, die zehn oder we-

niger Angestellte haben, sind von dieser Informations-
pflicht entbunden.

Kosten

Für Verbraucher wird das Online-Streitbeilegungsverfahren 
grundsätzlich kostenfrei sein. Sofern der Verbraucher aller-
dings einen nach den Umständen missbräuchlichen Antrag 
stellt, soll er verpflichtet sein, EUR 30 an die angerufene On-
line-Streitbeilegungsstelle zu zahlen.

Die Kosten des Verfahrens trägt nach dem derzeitigen Ge-
setzentwurf allein das Unternehmen. Die Höhe der Verfahren-
skosten soll sich an den Streitwerten orientieren. Nach der-
zeitigem Entwurf betragen beispielsweise die Verfahrenskos-
ten EUR 190 bei einem Streitwert von einschließlich EUR 100 
und EUR 380 bei Streitwerten über EUR 2.000. Wenn das 
Unternehmen den bei der Online-Streitbeilegungsstelle gel-
tend gemachten Anspruch sofort anerkennt, entsteht ledig-
lich eine fixe Gebühr von EUR 75. Diese Kosten kann ein 
Unternehmen nur vermeiden, wenn es sich von vorneherein 
nicht auf das Online-Streitbeilegungsverfahren einlässt und 
auch nicht dazu verpflichtet ist, ein solches Verfahren zu füh-
ren. Darin besteht ein wesentlicher Unterschied zum ordent-
lichen Gerichtsverfahren, in dem stets die unterlegene Partei 
die Kosten des Verfahrens zu tragen hat. Im Falle der Online-
Streitbeilegung hingegen hat das Unternehmen die vollen Ver-
fahrenskosten selbst dann zu tragen, wenn es in vollem Um-
fang obsiegt.

Fazit

Für Verbraucher ist die Online-Streitbeilegung eine weitere 
und kostenfreie Rechtschutzmöglichkeit, bei Streitig keiten im 
Bereich des Online-Handels gegen ein Unternehmen vorzuge-
hen. 

Für Unternehmen entsteht ein erheblicher Verwaltungsauf-
wand: Die anwendbaren AGB sind zu überarbeiten. Auf der 
Website ist auf die Möglichkeit der Online-Streitbeilegung 
deutlich sichtbar hinzuweisen. Darüber hinaus hat jedes 
Unternehmen zunächst einmal die zuständige Online-Streit-
beilegungsstelle zu ermitteln. Die Verteilung der Online-Streit-
beilegungsstellen kann nach dem derzeitigen Gesetzesent-
wurf sehr unübersichtlich werden. Als Zentrale Anlaufstelle für 
Fragen zu Online-Streitbeilegungsverfahren ist das Bundes-
amt für Justiz zuständig.
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Im Massengeschäft der großen Onlinehändler entstehen täg-
lich unzählige Streitigkeiten über verspätete Lieferungen, man-
gelhafte Ware oder Falschlieferungen. Oftmals geht es da-
bei auch um Artikel mit einem Preis von unter EUR 100. So-
fern die Einleitung des Online-Streitbeilegungsverfahrens im 
Minimum EUR 75 kostet, übersteigen die Streitbeilegungs-
kosten schnell den Streitwert. Um diese Kosten zu umgehen, 
bleibt für das Unternehmen nur die Möglichkeit, ein Online-
Streitbeilegungsverfahren von Anfang an abzulehnen. Dies 
kann aber weder von der EU noch vom deutschen Gesetzge-
ber beabsichtigt sein. Bezüglich der Kostenverteilung besteht 
daher noch dringender Änderungsbedarf. Insbesondere eine 
gesetzliche Bagatellgrenze erscheint sachgerecht.

Für Unternehmen bietet es sich nach dem derzeitigen Geset-
zesentwurf zusätzlich an, eine Bagatellgrenze in den AGB 
festzulegen. Darin könnte das Unternehmen abklären, erst ab 
einem Streitwert von mehr als EUR 200 eine Online-Streit-
beilegungsverfahren durchzuführen. Bei höheren Streitwer-
ten könnte ein Online-Streitbeilegungsverfahren hingegen für 
ein Unternehmen durchaus eine interessante Alternative dar-
stellen, wenn dadurch ein Gerichtsverfahren vermieden wer-
den kann.

Dr. Christoph von Burgsdorff, LL.M. (Essex)
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Hamburg
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Leistungsmessung in 
Logistikverträgen

Der Beitrag der Logistik zur Kosteneffizienz gewinnt stetig 
an Bedeutung. Immer mehr Unternehmen erkennen, dass in 
der lange Zeit nur als Unterstützungsfunktion wahrgenom-
menen Logistik ein Erfolgsfaktor von hoher strategischer Be-
deutung liegt. Dies gilt für die Industrie gleicher Maßen wie 
für Handelsunternehmen.

In Zeiten einer immer stärkeren Arbeitsteilung spielt das Out-
sourcing ganzer Prozesse bzw. Bündel von Logistikdienst-
leistungen auf externe Dienstleister eine zunehmend wichti-
gere Rolle. Der Logistikdienstleister übernimmt dabei in ers-
ter Linie Aufgaben, die nicht zum Kernbereich der Tätigkei-
ten des Auftraggebers zählen und vom Logistikdienstleister ef-
fizienter erledigt werden können. Bei der Erstellung der ent-
sprechenden Verträge ist auf die Fixierung der seitens des 
Logistikdienstleisters konkret zu erbringenden Leistungen be-
sonderes Augenmerk zu legen (siehe hierzu auch unseren 
Commercial Newsletter Ausgabe Q3/2015). Tatsächlich zeigt 
sich in der Praxis, dass die Beschreibung des konkreten Ver-
tragsgegenstands – und damit die Festlegung, wer was wann 
zu machen hat – häufig nur oberflächlich erfolgt. Dies ist umso 
überraschender, als sich hieran auch die weiteren Fragen an-
knüpfen, für welche konkreten Tätigkeiten der Logistikdienst-
leister eigentlich bezahlt werden soll bzw. wofür genau dieser 
einzustehen hat und Gewähr leisten soll.

Leistungsbeschreibung

Die präzise und umfassende Beschreibung der im Einzel-
nen zu erbringenden Leistungen und gegenseitigen Zustän-
digkeiten stellt die Basis eines jeden guten Logistikvertrags 
dar. Dies gilt insbesondere auch deshalb, weil es für Verträ-
ge über die Erbringung logistischer Dienstleistungen kein ge-
setzliches Leitbild gibt. Zwar mögen die kodifizierten Regelun-
gen zum Speditions- und Lagergeschäft Anhaltspunkte geben. 
Vom Wert der Dienstleistung aus betrachtet stellen beide Tä-
tigkeiten aber regelmäßig nicht den Schwerpunkt dar. Es gilt 
daher, in dem Logistikvertrag die vom Logistikdienstleister im 
Einzelfall zu erbringenden Leistungen nach Art und Umfang so 
klar, umfassend und eindeutig wie möglich in einer inhaltlich 
schlüssigen Abfolge der einzelnen Prozessbausteine zu be-
schreiben. Dies erfordert eine präzise Darstellung der betrof-
fenen Prozesse (z. B. Warenannahme; Lagerung; Kommissio-
nierung; Bereitstellung zum Versand; Retouren-Logistik; Value 
Added Services (z. B. Zollabfertigungen)) und der darin im Ein-



11

zelnen auszuführenden Leistungen – je nach Art der Leistung 
unter Erfassung und Berücksichtigung der (voraussichtlichen) 
Mengen und Mengenstrukturen, Vorlaufzeiten sowie Regelun-
gen zu Betriebszeiten und Mitwirkungspflichten des Auftrag-
gebers. Je nach Umfang und Komplexität des Projekts kann 
es sich dabei anbieten, eine Unterteilung in verschiedene Pha-
sen (Projektphase; Hochlaufphase; Regelbetrieb) vorzuneh-
men und hierbei jeweils im Detail unterschiedliche Leistungs-
umfänge bzw. -ziele zu vereinbaren. Um die jeweiligen Verant-
wortungs- und Haftungsbereiche des Logistikdienstleisters auf 
der einen, als auch des Auftraggebers auf der anderen Sei-
te festzulegen, bedarf es darüber hinaus der Bestimmung der 
relevanten Schnittstellen, d. h. einer Definition der jeweiligen 
Berührungs-/Übergabepunkte der beiderseitigen Leistungs-
bereiche und Verantwortungssphären. Dies kann sowohl phy-
sische als auch informationstechnische Aspekte (z. B. Be-
reitstellung der IT und IT-Schnittstellen bei Verpflichtung des 
Logistikdienstleisters zur Wareneingangs- und Warenaus-
gangsbuchung im Kundensystem) betreffen. Hierbei ist da-
rauf zu achten, die Mitwirkungspflichten des Auftraggebers 
als echte, d. h. notfalls auch einklagbare Pflichten – und nicht 
nur als bloße Obliegenheiten, die weder einen Erfüllungsan-
spruch noch im Schadensfalle einen Ersatzanspruch des 
Logistikdienstleisters begründen – zu vereinbaren.

Leistungsmessung

Um die ordnungsgemäße Vertragserfüllung durch einen 
Logistik dienstleister angemessen bewerten zu können, be-
darf es neben der präzisen Beschreibung der im Einzelnen 
zu erbringenden Leistungen der Festlegung von Service Le-
vels unter Vereinbarung von konkreten Leistungskennzah-
len/Zielwerten (Key Performance Indicator, „KPI“). Sie be-
stimmen im Detail, in welcher Qualität die jeweiligen Leis-
tungen vom Logistikdienstleister zu erbringen sind, und ma-
chen die Dienste des Logistikdienstleisters somit überhaupt 
erst transparent und messbar. Ziel ist es, Kontrollmöglichkei-
ten für den Auftraggeber zu schaffen, indem bestimmte Leis-
tungseigenschaften wie etwa Leistungsumfang, Reaktionszeit 
oder Schnelligkeit der Bearbeitung genau fixiert werden. Die 
Vereinbarung von „KPI“ konkretisiert also die durch den Lo-
gistikdienstleister zu erbringenden Leistungen und soll letzt-
lich der Tatsache Rechnung tragen, dass eine hundertpro-
zentig fehlerfreie Leistungserbringung – insbesondere hin-
sichtlich der Masse der in der Logistik tagtäglich zu bearbei-
tenden Warenströme – faktisch unmöglich ist. Die Verein-
barung von Service Levels bzw. KPI ermöglicht darüber hin-
aus die weitere Konkretisierung, wann – unabhängig von der 
schuldrechtlichen Einordnung des Vertrags – von einer (we-
sentlichen) Schlechterfüllung auszugehen ist und welche 

Rechtsfolgen sich hieran knüpfen. Dabei werden für den Fall 
der Unterschreitung von KPI in der Praxis regelmäßig Ver-
tragsstrafen vereinbart. Dies ist aus der Sicht des Auftragge-
bers auch deshalb sinnvoll, weil der Schadensnachweis an-
sonsten im Einzelfalle schwierig sein kann. Nicht unüblich ist 
die Vereinbarung leistungsabhängiger Vergütungsbestandteile 
bzw. von Bonus-/Malus-Anreizsystemen, sodass der Logistik-
dienstleister umgekehrt die Möglichkeit erhält, bei Über-Erfül-
lung der vereinbarten KPI seinerseits einen Bonus verlangen 
zu können. Schließlich kann über die Vereinbarung von KPI-
Schwellwerten konkret geregelt werden, wann von einer we-
sentlichen Störung des Vertragsverhältnisses auszugehen ist, 
welche als ultima ratio ein Sonderkündigungsrecht des Auf-
traggebers begründen kann.

Beispiele für KPI aus dem Bereich „Warehouse“ im Versand-
handel sind etwa die Festlegung der Anzahl der taggleich ein-
zulagernden Stücke in Relation zur Gesamtmenge aller an ei-
nem Tag angelieferten Stücke (Wareneingang) oder die Fest-
legung der Anzahl aller beauftragten, kommissionierten und 
gepackten Stücke pro Tag, die versandbereit taggleich verla-
den wurden, in Relation zur Gesamtmenge aller beauftragten 
Stücke (Kommissionierdurchlaufzeit). Ein weiteres Beispiel für 
KPI aus dem Bereich „Transport“ ist die Festlegung der An-
zahl der unbeschädigt angelieferten Stücke in Relation zur 
Gesamtmenge aller an einem Tag angelieferten Stücke (physi-
sche Anlieferqualität).

Aus der Sicht des Logistikdienstleisters ist hierbei wichtig, 
den vereinbarten KPI konkrete Prämissen zugrunde zu legen, 
beispielsweise derart, dass die im Rahmen der Ausschrei-
bung bzw. der Vertragsverhandlung seitens des Auftragge-
bers kommunizierten Mengen- und Strukturdaten ausdrücklich 
vertraglich festgehalten werden. Sollten die tatsächlichen Wa-
reneingangs- und Warenausgangsbewegungen von den zu-
vor kommunizierten Mengen- und Strukturdaten nicht nur un-
erheblich abweichen, mag der Logistikdienstleister im Zwei-
fel nicht mehr in der Lage sein, die von ihm vertraglich zuge-
sagten KPI und Service Levels einzuhalten. In diesem Falle 
ist es dann hilfreich, wenn der Logistikdienstleister darauf ver-
weisen kann, dass die Vertragsparteien zum Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses übereinstimmend von anderen Zahlen und 
Daten ausgegangen sind. Aus dem gleichen Grunde hat der 
Logistikdienstleister beispielsweise auch ein erhebliches Inte-
resse daran, hinsichtlich der von ihm taggleich zu bearbeiten-
den eingehenden Ware denjenigen Zeitpunkt vertraglich fest-
zulegen, bis zu welchem die Ware an dem jeweiligen Tag spä-
testens einzugehen hat, damit er die Quote der taggleich zu 
bearbeitenden Ware auch tatsächlich erfüllen kann.
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Schließlich bedarf es der vertraglichen Festlegung, auf der 
Basis wessen Datenmaterials die Kontrolle erfolgt. Dabei wird 
nicht selten vereinbart, dass der Logistikdienstleister selbst die 
Daten zu liefern hat, die die Leistungskontrolle durch den Auf-
traggeber bewirken. Häufig ist die Regelung so, dass die je-
weiligen Bewegungen bzw. Transaktionen in ein gemeinsam 
einsehbares Datensystem eingegeben werden, anhand des-
sen sich die für die Kontrolle relevanten Werte quasi automa-
tisch ermitteln lassen.

Fazit

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die präzise und um-
fassende Fixierung der vom Logistikdienstleister konkret zu er-
bringenden Leistungen unter Festlegung bestimmter Service 
Levels und KPI an die Vertragsparteien recht hohe Anforde-
rungen stellt. In der Praxis wird dem seitens der Vertragspart-
ner oftmals nicht hinreichend Rechnung getragen, etwa indem 
der Fehler gemacht wird, die Konzeption des Logistikvertrags 
nur auf der Geschäftsführungsebene, nicht aber auf der ope-
rativen Ebene – also aus der Sicht des Fachpersonals – zu 
verhandeln. Hierbei besteht die Gefahr, in der Praxis maßgeb-
liche Abläufe und damit zusammenhängende Probleme nicht 
zu erkennen – und infolgedessen bei der Vertragsgestaltung 
auch nicht zu berücksichtigen. Aufgrund der rechtlichen Kon-
sequenzen, die an die (Nicht-)Erfüllung einzelner Leistungs-
pflichten geknüpft sind, ist darüber hinaus erforderlich, früh-
zeitig mit der Thematik vertraute und erfahrene Rechtsbera-
ter einzubinden, gerade auch im Hinblick auf die Erstellung 
der vergleichsweise wenig juristisch anmutenden Leistungsbe-
schreibung und die Festlegung der zur Leistungsmessung re-
levanten Service Levels und KPI.
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Reform des Insolvenz -
anfechtungsrechts – Die 
geplante Neufassung 
der Vorsatzanfechtung 
nach § 133 Abs. 1 InsO 
und die zu erwartenden 
Auswirkungen auf 
die problematische 
Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes

Einleitung

Mit dem Insolvenzanfechtungsrecht (§§ 129 ff. InsO) gibt der 
Gesetzgeber dem Insolvenzverwalter ein Instrumentarium an 
die Hand, welches der Verwirklichung der Gläubigergleichbe-
handlung und damit direkt der Umsetzung des entsprechen-
den Verfahrensziels nach § 1 InsO dienen soll. Das Insol-
venzanfechtungsrecht steht dabei im Spannungsfeld der un-
terschiedlichen Gläubigerinteressen. Denn während die ei-
nen Gläubiger erst auf eine Befriedigung ihrer Forderungen im 
Insolvenzverfahren hoffen, befürchten die anderen, eine be-
reits vorinsolvenzlich gewährte Befriedigung zu Gunsten der 
Masse zurückgewähren zu müssen.

Dieses Spannungsfeld hatte der Gesetzgeber bereits beim 
Erlass der Konkursordnung (1898) erkannt und bemühte sich 
sowohl in der Konkursordnung als auch in der die Konkurs-
ordnung ablösenden Insolvenzordnung (1994; in Kraft ge-
treten 1. Januar 1999) um ein ausgeglichenes Anfechtungs-
recht. Die Vorsatzanfechtung nach § 133 InsO, welche auf ei-
nem römisch-rechtlichen Ursprung, namentlich der „Actio Pau-
liana“ beruht und international weit verbreitet ist, spielte bis 
zum Jahre 2003 in Deutschland eher eine untergeordnete Rol-
le. Dies lag daran, dass die wesentlichen Tatbestandmerkma-
len des § 133 Abs. 1 InsO subjektiver Natur sind, und es dem 
Insolvenzverwalter daher schwer fiel, diese in einem etwai-
gen Prozess, in dem er beweisbelastet ist, nachzuweisen. Im 
Jahre 2003 hat der Bundesgerichtshof in einigen viel beach-
teten Urteilen die Hürden für die Insolvenzverwalter dadurch 
deutlich gesenkt, dass er objektive Beweisanzeichen (Anknüp-
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fungstatsachen) anerkannte bzw. definierte, die den Schluss 
auf das Vorliegen der subjektiven Tatbestandsmerkmale recht-
fertigten sollen. Es wurde bereits damals von der „Renais-
sance des § 133 InsO gesprochen“ (Bork, „Die Renaissance 
des § 133 InsO“, ZIP 2004, 1684).

Im Jahre 2003 noch nicht zu ahnen waren die Weiterungen, 
die sich aus einer immer extensiveren Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes zu den Beweisanzeichen ergeben soll-
ten. Zwischenzeitlich hat sich die Vorsatzanfechtung nach 
§ 133 InsO zum „schärfsten Schwert“ des Insolvenzverwalters 
gewandelt, was noch nett ausgedrückt ist. Man könnte auch 
von der Allzweckwaffe sprechen. Die damit verbundenen Un-
sicherheiten im Rechts- und Geschäftsverkehr und die teilwei-
se kaum mehr zu vermittelnden Ergebnisse haben den Ge-
setzgeber zum Handeln veranlasst. Nach einem Referenten-
entwurf vom 16. März 2015 zur Reform des Insolvenzanfech-
tungsrechts liegt zwischenzeitlich ein Regierungsentwurf vor, 
welcher hinter dem Referentenentwurf zurück bleibt und kei-
nen deutlichen Gewinn an Rechtssicherheit erwarten lässt. 
Zudem wird er zu einer verdeckten weiteren Privilegierung des 
Staates und der Sozialversicherungsträger führen, worauf hier 
aber nicht weiter eingegangen werden soll.

Aktuelle Rechtslage

Wie bereits dargelegt, hat sich die Vorsatzanfechtung nach 
§ 133 Abs. 1 InsO zur zentralen Norm des Anfechtungsrechts 
entwickelt. Sie knüpft, wie alle Anfechtungstatbestände, zu-
nächst an die objektiven Merkmale der Gläubigerbenachteili-
gung und der Rechtshandlung an, wobei die Vorsatzanfech-
tung eine Rechtshandlung des Insolvenzschuldners voraus-
setzt. Der wesentliche Unterschied zu den weiteren Anfech-
tungstatbeständen liegt darin, dass die Vorsatzanfechtung im 
Übrigen, mit Ausnahme der 10jährigen Anfechtungszeitraums, 
keine weiteren objektiven, sondern lediglich subjektive Tatbe-
standmerkmale hat.

Nach § 133 Abs.1 Satz 1 InsO ist damit eine Rechtshandlung 
anfechtbar, die der (spätere) Insolvenzschuldner in den letz-
ten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des Insolven-
zverfahrens oder nach diesem Antrag mit dem Vorsatz, seine 
Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen hat, wenn der an-
dere Teil zur Zeit der Handlung den Vorsatz des Schuldners 
kannte. Damit verlagert § 133 Abs. 1 InsO die Anfechtbarkeit 
der Rechtshandlung einerseits zeitlich am weitesten zurück 
und andererseits wird die Qualität der Rechtshandlung (objek-
tiv) am wenigsten eingeschränkt.

Die entscheidenden Tatbestandsmerkmale, namentlich

�	der Benachteiligungsvorsatz des Schuldners und
�	die Kenntnis des Anfechtungsgegners hiervon,

stellen den Insolvenzverwalter, wie oben bereits dargelegt, zu-
nächst vor das prozessuale Problem, dass diese subjektiven 
Tatbestandsmerkmale als innere Tatsachen nur schwer dem 
Beweis zugänglich sind und er nach den allgemeinen Grund-
sätzen des Zivilprozesses die Darlegungs- und Beweislast für 
deren Vorliegen trägt. Diese Problematik war dem Gesetz-
geber bewusst, gleichwohl hat er sich darauf beschränkt, le-
diglich hinsichtlich der Kenntnis des Anfechtungsgegners 
vom Benachteiligungsvorsatz mit der Vermutungsregel des 
§ 133 Abs. 1 Satz 2 InsO eine Beweiserleichterung zu Guns-
ten des anfechtenden Insolvenzverwalters zu schaffen. Nach 
§ 133 Abs. 1 Satz 2 InsO wird die Kenntnis des Anfechtungs-
gegners vermutet, wenn er wusste, dass die Zahlungsunfähig-
keit des Schuldners drohte und dass die Handlung die übrigen 
Gläubiger benachteiligte.

Der Bundesgerichtshof hat diese Vermutungsregelung durch 
einen „Erst-Recht-Schluss“ auf den Schuldner übertragen und 
hat entschieden, dass (auch) der Gläubigerbenachteiligungs-
vorsatz des Schuldners vermutet wird, wenn er zumindest sei-
ne drohende Zahlungsunfähigkeit kennt. Damit war zwar eine 
weitere Beweiserleichterung geschaffen, allerdings blieb das 
Problem, dass mit der „Kenntnis von der drohenden Zahlungs-
unfähigkeit“ sowohl auf Schuldner- als auch auf Gläubigersei-
te weiterhin ein subjektiver Anknüpfungspunkt entscheidungs-
erheblich blieb.

In einem weiteren Schritt hat der Bundesgerichtshof die Re-
gelung des § 130 Abs. 2 InsO, nach der der Kenntnis von der 
Zahlungsunfähigkeit die Kenntnis von Umständen gleichsteht, 
die zwingend auf die Zahlungsunfähigkeit schließen lassen, 
auf § 133 Abs. 1 Satz 2 InsO übertragen und dahingehend an-
gepasst, dass der Kenntnis von der drohenden Zahlungsunfä-
higkeit die Kenntnis von Umständen gleichsteht, die zwingend 
auf die zumindest drohende Zahlungsunfähigkeit schließen 
lassen. Hiermit waren nunmehr objektiv zu bestimmende „Um-
stände“ entscheidungserheblich. Diese objektiven Umstände 
nennt der Bundesgerichtshof „Anknüpfungstatsachen“ oder 
„Beweisanzeichen“. Diese erweiternde Rechtsprechung hat 
der Bundesgerichtshof noch dadurch bestärkt, dass er auch 
§ 17 Abs. 2 Satz 2 InsO, nach dem die Zahlungsunfähigkeit 
bei Zahlungseinstellung zu vermuten ist, für auf § 133 Abs. 1 
InsO übertragbar erklärt hat. Damit reicht auch die Kenntnis 
von Umständen, die zwingend auf die Zahlungseinstellung 
schließen lassen.
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Nachfolgend sollen einmal die in der Praxis bedeutendsten 
Beweisanzeichen für den Gläubigerbenachteiligungs vorsatz 
und die Kenntnis hiervon dargestellt werden, um einen Über-
blick über die im Geschäftsverkehr wesentlichen Risiken 
zu geben.

Gewichtige Beweisanzeichen für das Vorliegen des Gläubiger-
benachteiligungsvorsatzes sind zum Beispiel:

�	die Kenntnis des Schuldners von seiner Zahlungsunfähig-
keit (BGH, Urteil vom 22. November 2012 – IX ZR 62/10, 
NZI 2013, 129, 129 (Tz. 7); BGH, Urteil vom 24. Okto-
ber 2013 – IX ZR 104/13, NJW 2014, 465, 466 (Tz. 10)),

�	die Kenntnis des Schuldners von Umständen, die auf seine 
Zahlungsunfähigkeit oder seine Zahlungseinstellung schlie-
ßen ließen (BGH Urteil vom 10. Januar 2013 – IX ZR 13/12, 
NJW 2013, 611 (Tz. 17)

�	die Kenntnis des Schuldners von seiner drohenden Zah-
lungsunfähigkeit (BGH, Urteil vom 22. November 2012 – IX 
ZR 62/10, NZI 2013, 129, 129 (Tz. 7)),

�	wenn der Gläubiger eine Befriedigung oder Sicherung er-
hält, die er nicht, nicht in der Art oder nicht zu der Zeit zu 
beanspruchen hat, mithin eine inkongruente Deckung vor-
liegt (BGH, Urteil vom 17. Juli 2003 – IX ZR 272/02, NZI 
2003, 597; BGH, Urteil vom 08. Dezember 2011 − IX ZR 
156/09, NZI 2012, 142, BGH Urteil vom 10. Januar 2013 – 
IX ZR 13/12, NJW 2013, 611 (Tz. 19)).

Gewichtige Beweisanzeichen für die Kenntnis vom Gläubiger-
benachteiligungsvorsatz sind zum Beispiel:

�	Verbindlichkeiten werden über einen längeren Zeitraum hin-
weg ständig in beträchtlichem Umfang nicht ausgeglichen 
und dem Anfechtungsgegner ist bewusst ist, dass es bei 
dem gewerblich tätigen Schuldner noch weitere Gläubiger 
mit ungedeckten Ansprüchen gibt (BGH, Ur teil vom 
07. Mai 2015 – IX ZR 95/14, NZI 2015, 717, 718 (Tz. 19)),

�	Rücklastschriften (BGH, Urteil vom 01. Juli 2010 – IX ZR 
70/08, ZInsO 2010, 1598, 1599 (Tz. 10)),

�	eigene Erklärungen des Schuldners (BGH, Urteil vom 
01. Juli 2010 – IX ZR 70/08, ZInsO 2010, 1598, 1599 (Tz. 
10),).

�	Vereinbarung von Ratenzahlungen, wenn sie mit der Er-
klärung verbunden ist, die fälligen Verbindlichkeiten an-
ders nicht begleichen zu können (BGH, Urteil vom 30. Ju-
ni 2011 – IX ZR 134/10, NZI 2011, 589, 591 (Tz. 17, 21), 
BGH, Urteil vom 01. Juli 2010 – IX ZR 70/08, ZInsO 2010, 
1598, 1599 (Tz. 10), BGH, Beschl. v. 16. April 2015 – IX ZR 
6/14, ZInsO 2015, 898).

Dem Bundesgerichtshof ist zu Gute zu halten, dass er die 
Wirkung, die Beweisanzeichen in einem etwaigen Prozess 
entfalten, zwischenzeitlich eingeschränkt hat. Während frü-
her wegen der Herleitung aus §§ 131 Abs. 2 Satz 2 und 133 
Abs. 1 Satz 2 InsO angenommen wurde, dass das Vorliegen 
eines Beweisanzeichens die vom Anfechtungsgegner zu wi-
derlegende Vermutung des Vorliegens des Gläubigerbenach-
teiligungsvorsatzes und/oder der Kenntnis hiervon begrün-
den, hat der Bundesgerichtshof dies nun, unter teilweiser Auf-
gabe seiner bisherigen Rechtsprechung, geändert. Nunmehr 
sind bei der Feststellung des subjektiven Tatbestandes der 
Vorsatzanfechtung die Beweisanzeichen neben allen weiteren 
Umständen des Einzelfalles vom Tatrichter nach § 286 ZPO zu 
prüfen und zu würdigen (BGH, Urteil vom 13. August 2009 – 
IX ZR 159/06, NZI 2009, 768 (Tz. 8)).

Weiterhin hat der Bundesgerichtshof zwischenzeitlich soge-
nannte „Gegenbeweisanzeichen“ entwickelt, bei deren Vor-
liegen ein Gläubigerbenachteiligungsvorsatz ausnahmswei-
se nicht vorliegen soll. Zu nennen sind hier Fälle kongruen-
ter Deckung, in denen der Schuldner Zug um Zug gegen sei-
ne Leistung eine zur Fortsetzung seines Unternehmens un-
entbehrliche Gegenleistung erhalten hat, die den Gläubigern 
im Allgemeinen nutzt. Der subjektive Tatbestand kann hier-
nach entfallen, wenn im unmittelbaren Zusammenhang mit 
der potentiell anfechtbaren anfechtbaren Rechtshandlung ei-
ne gleichwertige Gegenleistung in das Vermögen des Schuld-
ners gelangt, also ein Leistungsaustausch ähnlich einem Bar-
geschäfts stattfindet. (BGH, Urteil vom 6. Februar 2014 – IX 
ZR 221/11, ZInsO 2014, 496 (Tz. 3); BGH, Urteil 10. Juli 2014 – 
IX ZR 280/13, ZIP 2014, 1887 (Tz. 24). Allerdings soll es bei ei-
nem verlängerten Eigentumsvorbehalt an einer gleichwertigen 
Gegenleistung fehlen.

Geplante Änderung

Nachdem der Gesetzgeber die von der ausufernden Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes ausgehenden Rechtsun-
sicherheiten erkannt hat, hat das Bundesministerium der Jus-
tiz den Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechts-
sicherheit bei Anfechtungen nach der InsO und nach dem 
Anfechtungsgesetz erarbeitet und am 16. März 2015 veröffent-
licht (vgl. dazu Willemsen/Kühn, BB 2015, 1474 ff.). Die darin 
enthaltenen Änderungsvorschläge wurden noch einmal „ent-
schärft“, sodass seit dem 16. Dezember 2015 ein Gesetzent-
wurf der Bundesregierung vorliegt. Fraglich ist, ob und wenn 
ja, welche Auswirkungen die geplanten Änderungen auf die 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zu den einzelnen 
Beweisanzeichen haben können.
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Die nunmehr geplante Änderung bezogen auf § 133 InsO sehen wie folgt aus:

Aktuelle Fassung Gesetzesentwurf   der Bunderegierung

§133 Vorsätzliche Benachteiligung § 133 Vorsätzliche Benachteiligung

(1)  Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der Schuldner in 
den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag mit dem 
Vorsatz, seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenom-
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der Handlung den 
Vorsatz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis wird ver-
mutet, wenn der andere Teil wusste, dass die Zahlungsun-
fähigkeit des Schuldners drohte und dass die Handlung die 
Gläubiger benachteiligte.

(1)  Anfechtbar ist eine Rechtshandlung, die der Schuldner in 
den letzten zehn Jahren vor dem Antrag auf Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag mit dem 
Vorsatz, seine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenom-
men hat, wenn der andere Teil zur Zeit der Handlung den 
Vorsatz des Schuldners kannte. Diese Kenntnis wird ver-
mutet, wenn der andere Teil wusste, dass die Zahlungsun-
fähigkeit des Schuldners drohte und dass die Handlung die 
Gläubiger benachteiligte.

(2)  Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer nahestehen-
den Person (§ 138) geschlossener entgeltlicher Vertrag, 
durch den die Insolvenzgläubiger unmittelbar benachtei-
ligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der 
Vertrag früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungsantrag ge-
schlossen worden ist oder wenn dem anderen Teil zur Zeit 
des Vertragsschlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt war.

(2)  Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil eine Sicherung 
oder Befriedigung gewährt oder ermöglicht, beträgt der Zeit-
raum nach Absatz 1 Satz 1 vier Jahre.

(3)  Hat die Rechtshandlung dem anderen Teil eine Sicherung 
oder Befriedigung gewährt oder ermöglichst, welche die-
ser in der Art und zu der Zeit beanspruchen konnte, tritt an 
die Stelle der drohenden Zahlungsunfähigkeit des Schuld-
ners nach Absatz 1 Satz 2 die eingetretene. Hatte der an-
dere Teil mit dem Schuldner eine Zahlungs vereinbarung 
getroffen oder diesem in sonstiger Weise eine Zahlungs-
erleichterung gewährt, wird vermutet, dass er zur Zeit der 
Handlung die Zahlungs unfähigkeit des Schuldners nicht 
kannte.

(4)  Anfechtbar ist ein vom Schuldner mit einer nahestehen-
den Person (§ 138) geschlossener entgeltlicher Vertrag, 
durch den die Insolvenzgläubiger unmittelbar benachtei-
ligt werden. Die Anfechtung ist ausgeschlossen, wenn der 
Vertrag früher als zwei Jahre vor dem Eröffnungsantrag ge-
schlossen worden ist oder wenn dem anderen Teil zur Zeit 
des Vertragsschlusses ein Vorsatz des Schuldners, die 
Gläubiger zu benachteiligen, nicht bekannt war.

�	Die Vermutungsregel des § 133 Abs. 1 Satz. 2 InsO gilt 
nicht mehr für kongruente Deckungshandlungen.

�	Im Falle von Zahlungsvereinbarungen oder -erleichterungen 
wird vermutet, dass der Anfechtungsgegner die Zahlungs-
unfähigkeit des Schuldners nicht kannte.

Unser Kommentar

Die geplanten Änderungen hinsichtlich § 133 InsO können wie 
folgt zusammengefasst werden:

�	Für Deckungshandlungen, egal ob kongruent oder in-
kongruent, wird der Anfechtungszeitraum auf vier Jah-
re verkürzt.
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Es ist davon auszugehen, dass diese nunmehr geplanten Än-
derungen des § 133 InsO kaum Auswirkungen auf die bishe-
rige Rechtsprechung des Bundesgerichtshof zu § 133 Abs. 1 
InsO, insbesondere zu den entwickelten Beweisanzeichen, ha-
ben können.

Die Verkürzung des Anfechtungszeitraumes auf vier Jahre für 
kongruente/inkongruente Deckungshandlungen nach § 133 
Abs. 2 InsO n.F. wird ohne Auswirkungen auf die bisherige 
Rechtsprechung zu § 133 Abs. 1 InsO bleiben, da der Anfech-
tungszeitraum bisher keinen Einfluss auf die stark ausdifferen-
zierte Rechtsprechung hatte. Auch eine tatsächliche Verbes-
serung hinsichtlich der bestehenden Rechtsunsicherheiten, 
die aus der ausufernden Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes zu § 133 Abs. 1 InsO sowie der Anwendung dieser Re-
gelungen durch Insolvenzverwalter folgen, ist nicht zu erwar-
ten. Denn die umfangreichen Erfahrungen, die wir in unzäh-
ligen Anfechtungsfällen unserer Mandanten sammeln muss-
ten, zeigen, dass der Anfechtungszeitraum bereits jetzt nur in 
absoluten Ausnahmefällen den Zeitraum von 4 Jahre vor dem 
Insolvenzantrag übersteigt. Dies liegt einerseits daran, dass in 
früheren Zeiträumen häufig noch keine (drohende) Zahlungs-
unfähigkeit vorlag und andererseits an Beweisschwierigkeiten 
des Insolvenzverwalters hinsichtlich dieser Zeiträume.

Abzuwarten bleibt allerdings, wie die Rechtsprechung auf die 
Gleichstellung von kongruenten und inkongruenten Rechts-
handlungen hinsichtlich der Verkürzung des Anfechtungszeit-
raums reagieren wird. Denkbar ist eine Einschränkung der 
Anfechtung inkongruenter Rechtshandlungen, aber auch eine 
Ausweitung der Anfechtung kongruenter Rechtshandlungen. 
Die Gleichstellung könnte als Argument für beide Entwicklun-
gen dienen.

Die für kongruente Deckungshandlungen in § 133 Abs. 3 
Satz 1 InsO vorgesehene Ausnahme, wonach die Kenntnis 
des Anfechtungsgegners vom Gläubigerbenachteiligungsvor-
satz nur bei Kenntnis der (eingetretenen) Zahlungsunfähigkeit 
vermutet wird, kann Auswirkungen auf die bisherige Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes, wonach auch die Kennt-
nis des Schuldners von der drohenden Zahlungsunfähigkeit In-
diz für dessen Gläubigerbenachteiligungsvorsatz ist, haben. 
Denn für die bisherige Begründung dieser Rechtsprechung in 
Form eines „Erst-Recht-Schlusses“ bleibt nach der Neufas-
sung des § 133 InsO kein Platz mehr.

Dagegen wird die Vermutungsregel des § 133 Abs. 3 Satz 2 
InsO zu Zahlungsvereinbarungen keine bedeutenden Aus-
wirkungen auf die bisherige Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes haben. Denn bereits jetzt kann eine den Gepflo-
genheiten des Geschäftsverkehrs entsprechende Zahlungs-

vereinbarung oder Zahlungserleichterung für sich allein nicht 
als Beweisanzeichen zu Lasten des Anfechtungsgegners aus-
reichen, sondern nur in Kumulation mit weiteren Indizien.

Es wird also auch in Zukunft bei der Mehrzahl der entwickelten 
Beweisanzeichen sowie einer breitgefächerten und ausdiffe-
renzierten Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes bleiben. 
Ob der geplanten Verbesserung der Rechtssicherheit nicht 
vielmehr ein Bärendienst erwiesen wurde und es in Zukunft zu 
einer doch detaillierteren und ausdifferenzierteren Rechtspre-
chung kommt, bleibt abzuwarten.

Dr. Marcus Backes

Partner

Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Hamburg

Telefon +49 40 18067 24699

marcus.backes@luther-lawfirm.com
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Das Imperium schlägt 
zurück – Logistikverband 
veröffentlicht Allgemeine 
Deutsche Spediteur   be-
ding ungen 2016

Pünktlich zum vergangenen Weihnachtsfest hat der Deutsche 
Speditions- und Logistikverband e.V. (DSLV) am 14. Dezem-
ber 2015 die aktualisierten Allgemeinen Deutschen Spediteur-
bedingungen (ADSp) 2016 veröffentlicht. Erstmals handelt es 
sich aber nicht um ein gemeinsam von Industrie-/Verladerseite 
und DSLV empfohlenes Werk, sondern um einseitig vom DSLV 
erstellte und nicht von Vertretern aus Industrie und Handel un-
terstützte Bedingungen. Für mit Logistikdienstleistungen be-
fasste Unternehmen gilt es nun sowohl hinsichtlich bereits ge-
schlossener als auch zukünftiger Verträge in diesem Bereich 
zu überprüfen, ob und in welchem Umfang die neuen Regelun-
gen beachtet werden müssen bzw. Geltung erlangen sollen.

Rechtsnatur und Inhalt der ADSp

Bei den ADSp handelt es sich um vorformulierte Vertragsbe-
dingungen für die Logistikbranche. Bis zu der bis dato aktu-
ellen Fassung der ADSp 2003 zeichneten diese sich dadurch 
aus, dass es sich um einen Kompromiss zwischen Logistikan-
bietern und Vertretern aus der Industrie handelte, der von bei-
den Interessenverbänden den jeweiligen Mitgliedern zur An-
wendung empfohlen wurde. Im September vergangenen Jah-
res verkündeten die Parteien jedoch, dass die Verhandlungen 
über eine gemeinsame Neufassung der ADSp gescheitert sei-
en. In der Folge werden diese nun ausschließlich vom DSLV 
herausgegeben. Die Verbände des Verladegewerbes ha-
ben stattdessen mit den Deutschen Transport- und Lagerbe-
dingungen (DTLB) ein eigenständiges Regelungswerk entwi-
ckelt, das in Konkurrenz zu den ADSp 2016 tritt und naturge-
mäß stärker an den Interessen der eigenen Verbandsmitglie-
der ausgerichtet ist.

Die ADSp sind keine Regelungen mit Gesetzescharakter, so-
dass diese nicht ohne Weiteres auf bestimmte Vertragsver-
hältnisse Anwendung finden. Die Parteien eines Speditions-
vertrages oder ähnlicher Vertragstypen können diese jedoch 
durch Vereinbarung in ihr Vertragsverhältnis einbeziehen. Die 
enthaltenen Regelungen etwa aus den Bereichen Leistungs-
umfang, Verzug oder Haftung sind dann für die jeweilige ver-

tragliche Beziehung maßgeblich. Die ADSp 2003 galten in der 
Branche als inhaltlich insgesamt ausgewogenes Regelwerk, 
was nicht zuletzt auf die dargestellte Beteiligung von Ver-
tretern beider großen Interessenverbände zurückzuführen 
sein dürfte.

Wesentliche Änderungen durch die ADSp 2016

Die ADSp 2016 beruhen zwar im Grundsatz auf der vorheri-
gen Fassung aus 2003; weisen allerdings zahlreiche wesentli-
che inhaltliche Unterschiede auf, von denen einige im Folgen-
den angesprochen werden sollen:

Informationspflichten, Weisungsrechte und son-
stige Leistungspflichten 

Zunächst wurden die Informationspflichten des Auftragge-
bers gegenüber dem Spediteur konkretisiert und ausgewei-
tet. So muss dieser gemäß Ziffer 3.1.2 ADSp 2016 nun un-
eingeschränkt auf bestehende öffentlich-rechtliche Verpflich-
tungen (z. B. zollrechtliche Beschränkungen) oder spezielle 
Ladungs sicherungsmittel hinweisen. Hinsichtlich bereits nach 
der ADSp 2003 bestehender Informationspflichten wurden die 
vertraglichen Definitionen konkretisiert (so etwa bei „gefährli-
chen Gütern“, vgl. Ziffer 3.2 ADSp 2016) bzw. angepasst. So 
liegen etwa „wertvolle Güter“ i.S.d. Ziffer 3.3 ADSp 2016 nun 
auch bei einem Wert von EUR 10.000 pro Packstück unabhän-
gig von dessen Gewicht vor.

Zugleich wurde in Ziffer 9.1 ADSp 2016 das Weisungsrecht 
des Auftraggebers dahingehend eingeschränkt, dass der 
Spediteur dann nicht an Weisungen gebunden ist, wenn die-
se „Nachteile für den Betrieb seines Unternehmens“ mit sich 
bringen. Die Auslegung dieses Rechtsbegriffs ist noch wei-
testgehend offen, kann aber zunächst durchaus weit verstan-
den werden.

Der Katalog von Leistungen, der vom Spediteur grundsätzlich 
nicht geschuldet wird, wurde erheblich erweitert. Es bedarf in-
sofern einer vertraglichen Vereinbarung, die zudem nach Zif-
fer 4.1 ADSp 2016 nunmehr ausdrücklich erfolgen muss. So 
ist gemäß Ziffer 4.1.4 etwa die Ver- und Entladung von Gü-
tern in Ermangelung einer solchen Vereinbarung nicht vom 
Spediteur geschuldet. Gleiches gilt nach den folgenden Ziffern 
für Retouren, Umfuhren, Sendungsverfolgung und vergleich-
bare Tätigkeiten.

Die Vorschrif ten zur Ablieferung der Güter in Zif fer 13 
ADSp 2016 schließlich konkretisieren und erweitern die Ab lie-
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fer ungs optionen des Spediteurs – insbesondere ist eine Ver-
fristung der Entladezeit (vgl. hierzu unten c)) nun nach Zif-
fer 13.1 ADSp 2016 als Ablieferungshindernis einzustufen.

Elektronische Erklärungen und IT-Sicherheit

Weiterhin finden sich im Vertragswerk zeitgemäße Regelun-
gen zu elektronischer Kommunikation, IT-Sicherheit und ähn-
lichen aktuellen Rahmenbedingungen. Gemäß Ziffer 4a.6 
ADSp 2016 sind elektronisch erstellte Dokumente solchen in 
konventioneller Schriftform ausdrücklich gleichgestellt. Zif-
fer 29 ADSp 2016 hält zudem einen gänzlich neu eingefügten 
Passus zu Geheimhaltungspflichten der Parteien bereit.

Außerdem hat nach Zif fer 4a.5 jede Partei dafür zu sor-
gen, dass das verwendete IT-System die „üblichen Sicher-
heits- und Kontrollmaßnahmen“ aufweist. Hiermit soll wohl 
die Verpflichtung normiert werden, ein dem aktuellen Stand 
der Technik entsprechendes IT-Sicherheitsniveau zu etab-
lieren. Hiernach sind wohl zumindest grundlegende Sicher-
heitsmaßnahmen wie eine aktive Firewall und aktueller Viren-
schutz obligatorisch.

Neuregelung zu Ver- und Entladezeiten

In Ziffer 11 ADSp ist eine der wesentlichsten Änderungen 
enthalten, da hier ein komplett neuer Regelungskomplex zur 
Einhaltung von Ver- und Entladezeiten sowie zur etwaigen 
Leistung eines Standgeldes eingefügt wurde:

Während in Ziffer 11.1 ADSp 2003 lediglich festgehalten wor-
den war, dass in Ermangelung einer entsprechenden Verein-
barung grundsätzlich keine Verlade- und Lieferfristen verein-
bart werden, enthält Ziffer 11.1 ADSp 2016 nun die Verpflich-
tung des Auftraggebers, eine „angemessene“ Ver- und Entla-
dezeit zu gewährleisten. Die folgenden Ziffern 11.2.1 ff. nor-
mieren konkrete Zeitvorgaben gestaffelt nach den erforderli-
chen Stellplätzen bzw. dem umzuladenden Gewicht.

Gemäß Ziffer 11.4 ADSp 2016 ist der Auftraggeber zudem ver-
pflichtet, dem Spediteur bei Überschreitung der benannten 
Fristen ein „angemessenes“ Standgeld zu bezahlen. Eine sol-
che Verpflichtung war den ADSp 2003 fremd. Zur konkreten 
Höhe des Standgeldes äußert sich die Neuregelung dagegen 
nicht, sodass auch insoweit ein erheblicher Auslegungsspiel-
raum verbleibt.

Pfand- und Zurückbehaltungsrechte

Auch die Regelungen zu Aufrechnungs-, Pfand- und Zurück-
behaltungsrechten wurden erheblich modifiziert. So wurde die 
bisher von der Rechtsprechung auszulegende Aufrechnungs-
möglichkeit, soweit dem Anspruch „keine Einwände entge-
genstehen“, durch das Erfordernis von „Entscheidungsreife“ 
oder rechtskräftig festgestellten Forderungen ersetzt. Es über-
rascht, dass sich hier nicht auf die letztere Formulierung be-
schränkt wurde, da auch das Kriterium der Entscheidungsreife 
durchaus zu unterschiedlichen Auffassungen hinsichtlich sei-
ner Erfüllung führen wird.

Im Bereich des Pfandrechts des Spediteurs wurde in Zif-
fer 20.2.2 ADSp 2016 die Verwertungsfrist auf eine Wo-
che verkürzt. Zugleich kann der Auftraggeber nun nach Zif-
fer 20.3 die Ausübung des Pfandrechts durch Beistellung ei-
nes gleichwertigen Sicherungsmittels verhindern. Dies kann 
eine sachgerechte Handlungsoption für den Auftraggeber dar-
stellen, um eine erhebliche Beeinträchtigung des Warenflus-
ses abzuwenden.

Änderungen im Regelungskomplex Haftung

Während die Regelungen zu Versicherungen (vgl. Ziffer 21 
ADSp 2016) fast unverändert geblieben sind, wurde auch der 
besonders praxisrelevante Regelungskomplex zur Haftung tief 
greifend modifiziert – und zwar teilweise deutlich zu Gunsten 
der Auftraggeberseite:

Im Rahmen der Haftungshöchstgrenzen bei Güterschä-
den während des Transports wird nun statt einer betragsmä-
ßigen Begrenzung vollumfänglich auf Sonderziehungsrech-
te (8,33/Kg) abgestellt, vgl. Ziffer 23.1.1 ADSp 2016. Zudem 
existiert hier nun eine absolute Haftungsbegrenzung in Hö-
he von EUR 1.000.000,- (Ziffer 23.3.3 ADSp 2016). Bei Schä-
den an eingelagerten Gütern wird die bisherige Haftungsober-
grenze in Höhe von EUR 5.000,- auf EUR 25.000,- je Scha-
densfall gesteigert (Ziffer 24.1.2 ADSp 2016); gleiches gilt 
hier gemäß Ziffer 24.3 für sonstige Lagerschäden. Bei Vor-
liegen von Inventur differenzen verdoppelt Ziffer 24.1.3 der 
ADSp 2016 die Haftungs obergrenze sogar von EUR 25.000,- 
auf EUR 50.000,-. Schließlich wurde der Haftungsausschluss 
für einfache Fahrlässigkeit in Ziffer 27.1.2 an die AGB-recht-
liche Rechtsprechung zu der Verletzung von wesentlichen 
Vertrags pflichten (sog. Kardinalpflichten) angepasst.

Weiterhin steht dem Spedi teur nach Zi f fer 17.4 der 
ADSp 2016 ein Freistellungsanspruch zu, sofern dem Auftrag-
geber die Geltendmachung von Ersatzansprüchen durch Drit-
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te „zuzurechnen“ ist. Unklar ist, welche Voraussetzungen die 
ADSp 2016 an das für eine Freistellungsklausel untypische 
Zu rech nungs kriterium stellt. Schließlich wurden die Rege-
lungen im Bereich der Seebeförderung der neuen Rechtsla-
ge angepasst.

Zusammenfassung und Bewertung

Insgesamt lässt sich bereits jetzt festhalten, dass sich die 
ADSp 2016 in der Gesamttendenz zwar zugunsten der Spe-
diteure entwickelt haben. Andererseits muss man den neuen 
ADSp 2016 zugutehalten, dass sie auch Verbesserungen für 
die Auftraggeber enthalten und viele Punkte regeln, die vor-
her ungeregelt waren wie etwa zu Paletten und Standzeiten. 
Ob die in den ADSp 2016 hierzu vorgesehenen Inhalte letzt-
lich für beide Seiten akzeptabel sind, muss jedoch im Einzel-
fall geprüft und verhandelt werden. Es steht deshalb zu erwar-
ten, dass – wie bislang in der Praxis auch – weiterhin Abwei-
chungen von bestimmten Punkten der ADSp individuell verein-
bart werden. Die ADSp 2016 liefern den Parteien insofern ei-
nen guten Leitfaden zu den Themen, die nicht ungeregelt blei-
ben sollten. Dies ist im Übrigen ein großer Unterschied zu den 
DTLB, die einiges ungeregelt lassen oder mit zweifelhafter 
rechtlicher Wirksamkeit stark einseitig zu Gunsten der Auftrag-
geber regeln.

Die Versicherungsbranche äußert sich bisweilen in ers-
ten Stellungnahmen dahingehend, dass auch die erhöhten 
Haftungs höchstsummen der ADSp 2016 von den bestehen-
den Policen gedeckt seien. Dies könnte sich spätestens nach 
der ersten Risikobewertung anhand tatsächlich angefallener 
Schadenssummen ändern. Dann könnten sich die Prämien für 
die Spediteure erhöhen, was sich wiederum mittelbar auf den 
Preis der angebotenen Leistungen auswirken dürfte. Die tat-
sächliche Entwicklung kann hier jedoch noch nicht abschlie-
ßend beurteilt werden.

Ausblick: Handlungsbedarf in der Praxis

Für sämtliche Unternehmen, die selbst im Bereich der Logistik 
tätig sind oder Verträge mit Logistikdienstleistern geschlossen 
haben, sorgt die Neuregelung in mehrerlei Hinsicht für grund-
legenden Handlungsbedarf:

Zunächst sollte der Altbestand entsprechender Verträge hin-
sichtlich der enthaltenen Verweisungsklauseln überprüft wer-
den. Wurde ausdrücklich auf die ADSp in einer der vorheri-
gen Fassungen oder auf diese „in der jeweils aktuellen Form“ 
Bezug genommen? Selbst in letzterem Fall besteht aller-

dings wohl keine Gewissheit, dass tatsächlich die neuen Re-
gelungen zur Anwendung kommen: Wie oben ausgeführt er-
gibt sich für die ADSp 2016 erstmalig die Besonderheit, dass 
die Muster bedingungen einseitig vom DSLV bereitgestellt wer-
den – vor diesem Hintergrund erscheint es zumindest fraglich, 
ob eine dynamische Verweisung auch die nunmehr einseitig 
überarbeitete Version umfassen sollte. Hierbei handelt es sich 
letztlich um eine Frage der Vertragsauslegung. Soweit zu be-
obachten, spricht einiges dafür, dass selbst bei dynamischer 
Verweisung nach wie vor die ADSp 2003 fortgelten. Dies kann 
angesichts der wie dargestellt durchaus erheblichen Änderun-
gen von großer praktischer Relevanz sein. Insofern lautet die 
Empfehlung, sich unter Parteien gemeinsam Klarheit zu ver-
schaffen, welche ADSp denn nun gelten sollen.

Für den Fall, dass im Streitfall die Geltung der ADSp 2016 
von einem Gericht bejaht wird, sollte mit Blick auf die er-
folgten Neuregelungen genauestens überprüft werden, wel-
che Konsequenzen sich aus den geänderten rechtlichen 
Rahmenbedingungen für das eigene Unternehmen erge-
ben. Insbesondere die neuen Regelungen zu Ver- und Ent-
ladezeiten und die sich hieran anknüpfenden Rechtsfolgen 
sollten anhand der tatsächlichen Rahmenbedingungen der 
Leistungserbringung auf ihre Anwendbarkeit überprüft und be-
triebliche Abläufe ggf. entsprechend angepasst werden.

Sofern Neuverträge im Logistikbereich geschlossen werden, 
ist aus Sicht des betroffenen Unternehmens zu evaluieren, 
welcher Bedingungen in welchem Umfang einbezogen wer-
den sollen. Dies erfordert eine vertiefte Auseinandersetzung 
mit den neuen Regelungsinhalten mit Blick auf ihre Angemes-
senheit für das jeweils geplante Vertragsverhältnis. In der Fol-
ge sind die bisher verwendeten Einbeziehungsklauseln ent-
sprechend anzupassen. Auch im Rahmen der ADSp 2016 sind 
im Übrigen die allgemeinen Voraussetzungen einer wirksamen 
Einbeziehung zu wahren.
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Wirtschafts auskunfteien 
haften für „verant-
wortungs lose 
Oberflächlichkeit“

(OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 
7. April 2015 – 24 U 82/14)

Wirtschaftsauskunfteien sind aus dem heutigen Geschäfts-
leben nicht mehr wegzudenken. Zu ihnen zählen bekann-
te Unternehmen wie Schufa und Creditreform. Diese sam-
meln Informationen über Privatpersonen und Unternehmen, 
um sie dann Dritten entgeltlich zur Verfügung zu stellen. Die 
Auswertung dieser Informationen soll insbesondere Auskunft 
über die Bonität von Geschäftspartnern gewähren. Gerade für 
Unternehmen, die Versandhandel betreiben, sind die Dienste 
von Wirtschaftsauskunfteien beim Abschluss von Verträgen 
unersetzlich. Wirtschaftsauskunfteien können somit schon im 
Vorfeld eines Vertragsschlusses einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, dass die Erfüllung der Zahlungspflicht nicht an der feh-
lenden Solvenz des Schuldners scheitert.

Für das bewertete Unternehmen kann die Bewertung aber mit 
erheblichen negativen Folgen verbunden sein. Diese können 
zum Beispiel dadurch entstehen, dass eine Wirtschaftsaus-
kunftei zwischenzeitlich entfallene negative Bonitätsmerkma-
le nicht löscht, es zu Verwechslungen kommt oder die Bewer-
tung schlichtweg falsche Informationen erhält.

In einer Entscheidung vom 7. April 2015 hat das OLG Frank-
furt a. M eine Wirtschaftsauskunftei dazu verurteilt, die Ver-
öffentlichung einer von ihr ermittelten Risikoeinschätzung 
zu unterlassen.

Sachverhalt

Der Entscheidung liegt folgender Sachverhalt zu Grun-
de: Die Klägerin, ein seit dem Jahr 1996 im Bereich der 
Luftfahrtindustrie tätiges Unternehmen, erfuhr von einem Kun-
den, dass die Beklagte sie mit dem schlechtesten Wert, dem 
„Risikoindikator 4“ bewertet hatte. Der „Risikoindikator 4“ be-
deutet, dass „das Ausfallrisiko des Unternehmens […] als hoch 
eingestuft [wird]“ und dass „Sicherheiten empfohlen“ werden. 
Bei dem Unternehmen der Klägerin, das seit dem Jahr 2002 
durch einen eingetragenen Einzelkaufmann betrieben wird, 
kam es bisher weder zu Zahlungsausfällen noch zu einer 

Insolvenz. Die einzige der Beklagten bekannte Information 
über die Klägerin war, dass sie ein eingetragener Einzelkauf-
mann ist. Die Klägerin wies die Beklagte deshalb darauf hin, 
dass kein Grund für eine derart schlechte Bewertung beste-
he. Die Wirtschaftsauskunftei reagierte hierauf, bewertete die 
Klägerin aber noch immer mit dem „Risikoindikator 3“, bei dem 
von einem „überdurchschnittlichen“ Ausfallrisiko ausgegangen 
werden muss. Daher erhob die Klägerin Klage auf Unterlas-
sung der Veröffentlichung der Bewertung.

Meinungsäußerungsfreiheit gegen 
Schutz des Gewerbebetriebes

Die Beklagte verteidigte ihre Risikobewertung damit, dass die-
se nur ein Werturteil sei und daher nicht vollumfänglich über-
prüft werden könne. Zudem sei in einem Fall, in dem keine In-
formationen über das Zahlungsverhalten vorlägen, eher von 
einem negativen Zahlungsverhalten auszugehen. Die Klägerin 
ist hingegen der Ansicht, dass die Beklagte aufgrund der die-
ser bekannten Tatsachen keine negative Bewertung veröffent-
lichen durfte.

Begründung des Urteils

Dieser Ansicht ist das OLG Frankfurt a.M. gefolgt. Das Be-
wertungsergebnis („Scoring“) einer Wirtschaftsauskunftei sei 
zwar eine Meinungsäußerung, jedoch bedürfe auch diese ei-
ner sachlichen und zutreffenden Tatsachengrundlage. Ein 
Scoring, das den Anschein erweckt, auf Grundlage verschie-
denster Variablen erstellt worden zu sein, in Wahrheit aber nur 
darauf beruht, dass es sich bei dem bewerteten Unternehmen 
um einen eingetragenen Einzelkaufmann und nicht um eine 
Kapitalgesellschaft handelt, könne nur als „verantwortungslo-
se Oberflächlichkeit“ bewertet werden. Ein derartiges Scoring 
verletzt das Recht des bewerteten Unternehmens am einge-
richteten und ausgeübten Gewerbebetrieb.

Das OLG Frankfurt a.M. hat ausgeführt, dass bei fehlenden 
Informationen über ein Unternehmen nicht auf ein negatives 
Zahlungsverhalten geschlossen werden könne, sondern al-
lenfalls darauf, dass man darüber nichts weiß. Zudem sei 
nicht nachvollziehbar, warum die Dauer der Geschäftstätig-
keit bei der Berechnung des Risikoindikators keine Rolle ge-
spielt habe.
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Rechtlicher Hintergrund

Das OLG Frankfurt a.M. hat durch seine Entscheidung die 
Rechte von Unternehmen vor unzutreffenden Bewertun-
gen durch Wir tschaftsauskunfteien wesentlich gestärkt 
und konkretisiert.

Dies ist umso wichtiger, weil § 28b Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) den Wirtschaftsauskunfteien hinsichtlich der Erstel-
lung eines Scoring erhebliche Freiheiten lässt. Danach können 
Wirtschaftsauskunfteien einen Wahrscheinlichkeitswert für ein 
bestimmtes zukünftiges Verhalten auf Grundlage eines aner-
kannten mathematisch-statistischen Verfahrens festlegen.

Welches mathematisch-statistische Verfahren („Scoreformel“) 
verwendet wird und welchen Einfluss die einzelnen Daten da-
bei auf das Bewertungsergebnis haben, müssen Wirtschafts-
auskunfteien nicht offenlegen (BGH, Urteil vom 28. Janu-
ar 2014 – VI ZR 156/13). Nach Ansicht des BGH haben Wirt-
schaftsauskunfteien ein überwiegendes schutzwürdiges Inte-
resse an der Geheimhaltung der Scoreformel. Fest steht aber, 
dass das bewertete Unternehmen einen Auskunftsanspruch 
hinsichtlich der Sachverhalte hat, die der Wahrscheinlichkeits-
berechnung zu Grunde lagen.

Ob und in welchem Umfang die Bedeutung dieser Sachverhal-
te für eine Bonitätsbewertung überprüft werden kann, ist al-
lerdings weder gesetzlich geregelt noch durch die Rechtspre-
chung konkretisiert. Das OLG Frankfurt a.M. hat jetzt jeden-
falls eine gewisse Klarheit geschaffen. § 28b BDSG fordert le-
diglich, dass die Daten, die der Berechnung des Wahrschein-
lichkeitswertes zu Grunde liegen, „erheblich“ sein müssen. 
Wann Daten erheblich sind, hat das OLG Frankfurt a. M. aller-
dings nur partiell erläutert. Nicht erheblich für eine Einschät-
zung der Zahlungsfähigkeit ist jedenfalls der Umstand, dass es 
sich bei dem bewerteten Unternehmen um einen Einzelkauf-
mann handelt.

Fazit

Auch nach der Entscheidung des OLG Frankfurt a.M. bleibt 
weiterhin ungeklärt, welche konkreten Tatsachen und Erkennt-
nisse einer Bonitätsbewertung im Sinne einer Minimalanforde-
rung zugrunde liegen müssen.

Ein Unternehmen, das von einem Scoring Kenntnis erlangt, 
das seiner tatsächlichen wirtschaftlichen und finanziellen Si-
tuation nicht entspricht, ist zu raten, sich an die betreffen-
de Wirtschaftsauskunftei zu wenden, um Einsicht in die dem 
Scoring zu Grunde liegenden Sachverhalte zu nehmen. Die 

Wirtschaftsauskunftei sollte dann über etwaige Fehler schrift-
liche informiert werden. Führt dies nicht zu einer Korrektur 
des Scoring, sollten rechtliche Maßnahmen in Betracht gezo-
gen werden. Vor dem Hintergrund der Entscheidung des OLG 
Frankfurt a.M. sollten Wirtschaftsauskunfteien prüfen, ob die 
einem Scoring zu Grunde liegenden Tatsachen und Informati-
onen genügen, um eine sichere Beurteilung der Bonität eines 
Unternehmens vornehmen zu können.
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